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1. Terminerinnerung: Entbuschungsaktion am Hesselberg am 26.10.2024 

Alle Hesselberggemeinden an einem Tag 
Die Entbuschungsaktion „Ein Tag für den Berg“ findet am Samstag den 26. Oktober 2024 ab 
09:00 Uhr statt. Nähere Informationen zu der gemeinsamen Aktion der Gemeinden Röckingen, E-
hingen, Gerolfingen und Wittelshofen und des Landschaftspflegeverbandes Mittelfrankens wurden 
bereits im letzten Mitteilungsblatt bekanntgegeben. 

Treffpunkt Röckingen: 09:00 Uhr Parkplatz Lindenallee 

Es wird gebeten, neben Motorsägen und Gabeln auch Motorsensen, Astscheren und Kreuzhauen 
mitzubringen. Als Besonderheit werden alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer ab 13.30 Uhr von den 
Gemeinden und der Schäferei Belzner zum gemeinsamen Lammessen nach Ehingen in das Gast-
haus „Zum Löwen“ (Familie Blank) eingeladen. 

2. Wasserversorgung in der südlichen Hesselberg-Region 
Einladung zu einer Informationsveranstaltung 

Zur Erhaltung einer eigenen, regionalen und sehr ergiebigen Wasserversorgung ist im Auftrag der 
Wasserversorger Stadt Wassertrüdingen, Zweckverband Hesselberg-Gruppe und Zweckverband 
Rastberg-Gruppe in Zusammenarbeit mit dem Wasserwirtschaftsamt Ansbach eine Strukturanalyse 
erstellt worden. 

Am Montag, 11. November 2024, um 19:00 Uhr wird in der Hesselberghalle Wassertrüdingen 
das Ergebnis dieser umfassenden Bestandsaufnahme im Beisein der Stadtrats- und Gemeinderats-
mitglieder aller Mitgliedsgemeinden durch das ausführende Ingenieurbüro PfK Ansbach öffentlich 
vorgestellt. 

Hiermit ergeht Einladung an die Bevölkerung aus den angeschlossenen Gemeinden zur Teilnahme 
an dieser Informationsveranstaltung über die weitere politische und technische Entwicklung ihrer 
lokalen Wasserversorgung. 

3. Veranstaltungen / Terminplanung für das Jahr 2025 
Die Vereine und Gruppierungen treffen sich am Montag, 28. Oktober 2024 zur Terminplanung 2025 
um 19:30 Uhr im Gasthaus Teufel. 

4. Schließung Bauschutt-Deponie 
Die Bauschuttdeponie wird in den Wintermonaten geschlossen. Letzte Anliefermöglichkeit ist am 
Samstag, 02. November 2024. Die Wiederöffnung wird je nach Wetterlage voraussichtlich im März 
2025 sein.  

5. Einladung zum Volkstrauertag 
Am Volkstrauertag, 17. November 2024 ist um 09:00 Uhr Gottesdienst in Röckingen. Nach dem 
Gottesdienst findet die Gedenkfeier am Kriegerdenkmal statt.  
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6. Informationen zur Neuveranlagung Grundsteuer ab 01.01.2025 

Derzeit werden aufgrund der abgegebenen Grundsteuererklärungen neue Grundsteuermessbe-
scheide vom Finanzamt zugestellt.  

Auf Basis dieser Bescheide versendet die Gemeinde neue Grundsteuerbescheide ab 2025. Diese 
Messbescheide des Finanzamts sind für die Gemeinde zwingend Grundlage für die Veranlagung. 
Wir weisen darauf hin, dass Einsprüche gegen den Grundsteuermessbescheid, wenn notwendig, 
umgehend beim Finanzamt eingelegt werden müssen, nicht erst gegen den Grundsteuerbescheid 
der Gemeinde. Fehlerhafte Veranlagungen können nur vom Finanzamt berichtigt werden. 

Eigentümer von land- bzw. forstwirtschaftlichen Flächen (Wald, Wiese, Acker) sollten darauf achten, 
dass ihre Grundstücke richtig bewertet wurden. Wälder, Wiesen und Äcker müssen als land- und 
forstwirtschaftliche Flächen angegeben und veranlagt werden (Anlage Land- und Forstwirtschaft 
BayGrSt 3). Beim Einlesen der vom Finanzamt übermittelten Daten wurde festgestellt, dass solche 
Flächen gelegentlich vom Eigentümer mit der falschen Anlage erklärt wurden. Diese wurden als 
unbebaute Grundstücke angegeben, also z.B. wie Bauplätze. 

Hinweis: Unbebaute Grundstücke befinden sich grundsätzlich nicht im Außenbereich. Bei Unklar-
heiten wenden sie sich bitte an das Finanzamt. 

Bitte überprüfen Sie dringend auch die in den Grundsteuermessbescheiden angegebenen 
Nutz- und Wohnflächen. Die Bearbeitungszeit beim Finanzamt zur Korrektur einer fehlerhaften 
Veranlagung kann sich über längere Zeit hinziehen. Bis dahin muss die von der Gemeinde festge-
setzte Grundsteuer bezahlt werden. 

Der Gemeinderat hat in seiner letzten Sitzung die Hebesätze für die Grundsteuer A und B ab 2025 
gesenkt. Für Röckingen ergibt sich ein Hebesatz für Grundsteuer A von 500 % und Grund-
steuer B von 400 %.  

Mit diesen aktuellen Sätzen und den vom Finanzamt nach der Grundsteuererklärung erhaltenen 
Bescheiden kann nun jeder seine Grundsteuer ab 2025 selbst ausrechnen. Es muss lediglich der 
Messbetrag der auf dem Bescheid vom Finanzamt steht mit dem Hebesatz der Gemeinde multipli-
ziert werden.  

Beispiel: Messbetrag auf Finanzamtsbescheid  
Grundsteuer A: 115,35 € x 5,0 = 576,75 € Grundsteuer im Jahr 
Grundsteuer B: 115,35 € x 4,0 = 461,40 € Grundsteuer im Jahr 

Eine in Einzelfällen auch deutliche Erhöhung des Gesamtbetrages im Vergleich zu den Vorjahren 
kann unterschiedliche Ursachen haben wie 

 Bisher zu wenig angegebene Flächen bzw. zusätzliche Wohnflächen wurden neu geschaffen  
 Umstufung der landwirtschaftlichen Wohngebäude von Grundsteuer A in B 
 Sehr alte Einheitsbewertung bisher 
 Fehlerhafter Messbetrag (Korrektur möglich durch das Finanzamt) 

So könnten wir auch bei noch stärkerer Senkung der Hebesätze dennoch keine für jeden einzelnen 
aufkommensneutrale Veränderung der Gesamtbeträge gewährleisten. 

Auf der anderen Seite ist die Grundsteuer eine der wenigen direkten Einnahmequellen der Ge-
meinde und daher essentiell wichtig und unverzichtbar. In den letzten Jahren sind, wie natürlich bei 
Ihnen auch, die Kosten erheblich gestiegen und zudem kommen Signale von den übergeordneten 
Ebenen wie Bezirk und Landkreis, die auf eine Umlageerhöhung hindeuten. Die Ausgaben steigen 
unaufhaltsam weiter, während die Zuwächse auf der Einnahmenseite nicht Schritt halten. In einigen 
Kommunen ist bereits mit rückläufigen Steuereinnahmen zu rechnen, was es für viele zunehmend 
schwierig macht, einen genehmigungsfähigen Haushalt aufzustellen. 

Dies liegt unter anderem an den inflationsbedingten Kostensteigerungen, den hohen Tarifabschlüs-
sen sowie an neuen gesetzlichen Grundlagen und Vorgaben von Bund und Land, die zu einer zu-
nehmenden Neubegründung und Abwälzung der Aufgaben auf die Gemeinden führen, wie beispiels-
weise die Glasfaseranbindung, die früher allein Aufgabe der Telekommunikationsanbieter war. 

Insgesamt hat sich der Gemeinderat in einer Abwägung für eine Reduzierung der Hebesätze ent-
schieden, aber auch die finanzielle Situation der Gemeinde nicht außer Acht gelassen. Der Gemein-
derat wird die Aufkommensentwicklung bei der Grundsteuer im Blick behalten und ggf. in den kom-
menden Jahren nachjustieren. 
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7. Bekanntmachung der Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze der 

Gemeinde Röckingen (Hebesatzsatzung) 
Aufgrund § 25 Abs. 1 und 2 GrStG und § 16 Abs. 1 und 2 GewStG i. V. m. Art. 22 Abs. 2,  

Art. 23 der Gemeindeordnung, Art. 18 des Kommunalabgabengesetzes 
erlässt die Gemeinde Röckingen die folgende 

Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze der Gemeinde Röckingen 
(Hebesatzsatzung) vom 17.10.2024 

§ 1 
Hebesätze 

Die Hebesätze für die Grundsteuer und für die Gewerbesteuer werden wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 500 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H. 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 

Röckingen, 18.10.2024 
gez. Schachner, 1. Bürgermeister 

8. Hinweise zur Hundesteuersatzung 

Die Satzung der Gemeinde Röckingen stammt aus dem Jahr 2006. Der Gemeinderat hat sich nun 
mit dem Neuerlass der Satzung befasst und das aktuelle Satzungsmuster des Innenministeriums 
als Basis genutzt. So gilt z. B. der erhöhte Steuersatz für Kampfhunde nun auch für Kampfhunde 
mit positivem Wesenstest. Die neue Hundesteuersatzung wird nachfolgend öffentlich bekanntge-
macht und tritt am 01.01.2025 in Kraft. 

9. Bekanntmachung der Satzung für die Erhebung der Hundesteuer (Hundesteuersat-
zung – HStS) vom 17.10.2024 

Aufgrund des Art. 3 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die Gemeinde Röckingen 
folgende Satzung: 

§ 1 
Steuertatbestand 

1Das Halten eines über vier Monate alten Hundes im Gemeindegebiet unterliegt einer gemeindlichen 
Jahresaufwandsteuer nach Maßgabe dieser Satzung. 2Maßgebend ist das Kalenderjahr. 

§ 2 
Steuerfreiheit 

Steuerfrei ist das Halten von 

1. Hunden allein zu Erwerbszwecken, insbesondere das Halten von  
a. Hunden in Tierhandlungen, 
b. Hunden, die zur Bewachung von zu Erwerbszwecken gehaltenen Herden notwendig sind und 

zu diesem Zwecke gehalten werden, 
2. Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariterbundes, des Malteser-Hilfsdiens-

tes, der Johanniter-Unfallhilfe oder des Technischen Hilfswerkes, die ausschließlich der Durch-
führung der diesen Organisationen obliegenden Aufgaben dienen, 

3. Hunden ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, 
4. Hunden, die von Mitgliedern der Truppen oder eines zivilen Gefolges verbündeter Stationierungs-

streitkräfte sowie deren Angehörigen gehalten werden, 
5. Hunden, die von Angehörigen ausländischer diplomatischer oder berufskonsularischer Vertretun-

gen in der Bundesrepublik Deutschland gehalten werden, 
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6. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasylen oder ähnlichen Einrich-
tungen untergebracht sind, 

7. Hunden, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden haben und als Rettungs-
hunde für den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst zur Verfügung ste-
hen, 

8. Hunden, die für Blinde, Taube, Schwerhörige oder völlig Hilflose unentbehrlich sind. 

§ 3 
Steuerschuldner, Haftung 

(1) 1Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. 2Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Inte-
resse oder im Interesse seiner Haushalts- oder Betriebsangehörigen aufgenommen hat. 3Als Hun-
dehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder 
zum Anlernen hält. 4Alle in einen Haushalt oder einen Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als 
von ihren Haltern gemeinsam gehalten. 

(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, sind sie Gesamtschuldner. 

(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer. 

§ 4 
Wegfall der Steuerpflicht, Anrechnung 

(1) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzungen in weniger als drei aufeinander folgenden 
Monaten im Kalenderjahr erfüllt werden. 

(2) 1Tritt an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes, für den die Steuerpflicht im 
Kalenderjahr bereits entstanden und nicht nach Abs. 1 entfallen ist, bei demselben Halter ein anderer 
Hund, entfällt für dieses Kalenderjahr die weitere Steuerpflicht für den anderen Hund. 2Tritt in den 
Fällen des Satzes 1 an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes ein Kampfhund, 
entsteht für dieses Kalenderjahr hinsichtlich dieses Kampfhundes eine weitere Steuerpflicht mit ei-
nem Steuersatz in Höhe der Differenz aus dem erhöhten Steuersatz für Kampfhunde und dem Steu-
ersatz, der für den verstorbenen oder veräußerten Hund gegolten hat. 

(3) 1Ist die Steuerpflicht eines Hundehalters für das Halten eines Hundes für das Kalenderjahr oder 
für einen Teil des Kalenderjahres bereits in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutsch-
land entstanden und nicht später wieder entfallen, ist die erhobene Steuer auf die Steuer anzurech-
nen, die dieser Hundehalter für das Kalenderjahr nach dieser Satzung zu zahlen hat. 2Mehrbeträge 
werden nicht erstattet. 

§ 5 
Steuermaßstab und Steuersatz 

(1) 1Die Steuer beträgt 

für den ersten Hund    40,00 Euro, 

für den zweiten Hund 80,00 Euro, 

für jeden weiteren Hund   80,00 Euro, 

für jeden Kampfhund   200,00 Euro. 
2Hunde für die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewährt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht anzusetzen. 3Hunde, für die die Steuer nach § 6 ermäßigt wird, gelten als erste Hunde. 

(2) 1Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund rassenspezifischer Merkmale, Zucht und Ausbil-
dung von einer gesteigerten Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren aus-
zugehen ist. 2Kampfhunde im Sinne dieser Vorschrift sind alle in § 1 der Verordnung über Hunde 
mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit genannten Rassen und Gruppen von Hunden sowie 
deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden. 

§ 6 
Steuerermäßigungen 

1Die Steuer ist um die Hälfte ermäßigt für 

1. Hunde, die in Einöden gehalten werden. Als Einöde gilt ein Anwesen, dessen Wohngebäude 
mehr als 500 m Luftlinie von jedem anderen Wohngebäude entfernt sind. 

2. Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines Jagdscheines ausschließ-
lich oder überwiegend zur Ausübung der Jagd oder des Jagd- oder Forstschutzes gehalten wer-
den, sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei ist. Die Steuerermäßigung tritt nur ein, wenn die 
Hunde die Brauchbarkeitsprüfung oder eine ihr gleichgestellte Prüfung nach § 21 der Verordnung 
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zur Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes mit Erfolg abgelegt haben. 
2 Die Steuerermäßigung nach Satz 1 kann nur für jeweils einen Hund des Steuerpflichtigen bean-

sprucht werden. 3Sind sowohl die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 als auch des Satzes 1 Nr. 
2 erfüllt, wird die Steuer nur einmal ermäßigt. 

§ 7 
Allgemeine Bestimmungen für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung  

(1) 1Steuerermäßigungen werden auf Antrag gewährt. 2Der Antrag ist bis zum Ende des Kalender-
jahres zu stellen, für das die Steuerermäßigung begehrt wird. 3In dem Antrag sind die Vorausset-
zungen für die Steuervergünstigung darzulegen und auf Verlangen der Gemeinde glaubhaft zu ma-
chen. 
4Maßgebend für die Steuerermäßigung sind die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahres. 
5Beginnt die Hundehaltung erst im Laufe des Kalenderjahres, ist dieser Zeitpunkt entscheidend. 

(2) Für Kampfhunde wird keine Steuerbefreiung nach § 2 Nr. 7 und 8 und keine Steuerermäßigung 
gewährt. 

§ 8 
Entstehen der Steuerpflicht 

Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des jeweiligen Kalenderjahres oder - wenn der Steuertatbe-
stand erst im Verlauf eines Kalenderjahres verwirklicht wird - mit Beginn des Tages, an dem der 
Steuertatbestand verwirklicht wird. 

§ 9 
Fälligkeit der Steuer 

Die Steuerschuld ist mit der auf das Kalenderjahr entfallenden Steuer fällig am 01. April eines jeden 
Kalenderjahres, frühestens jedoch einen Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheids. 

§ 10 
Anzeigepflichten 

(1) Wer einen über vier Monate alten Hund hält, muss ihn innerhalb eines Monats nach Anschaffung 
unter Angabe von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter Angabe, ob die Hundehaltung zu einem 
Zweck im Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls unter Vorlage geeigneter Nachweise der Ge-
meinde melden.  

(2) Wer einen unter vier Monate alten Hund hält, muss ihn innerhalb eines Monats nach Vollendung 
des vierten Lebensmonats des Hundes unter Angabe von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter 
Angabe, ob die Hundehaltung zu einem Zweck im Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls unter 
Vorlage geeigneter Nachweise der Gemeinde melden. 

(3) 1Zur Kennzeichnung eines jeden angemeldeten Hundes gibt die Gemeinde eine Hundesteuer-
marke aus, die der Hund außerhalb der Wohnung des Hundehalters oder seines umfriedeten Grund-
besitzes stets tragen muss. 2Der Hundehalter ist verpflichtet, einem Beauftragten der Gemeinde die 
Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen; werden andere Personen als der Hundehalter mit dem 
Hund angetroffen, sind auch diese Personen hierzu verpflichtet. 

(4) 1Der steuerpflichtige Hundehalter (§ 3) soll den Hund innerhalb eines Monats bei der Gemeinde 
abmelden, wenn er ihn veräußert oder sonst abgeschafft hat, wenn der Hund abhandengekommen 
oder tot ist oder wenn der Halter aus der Gemeinde weggezogen ist. 2Mit der Abmeldung des Hun-
des ist die noch vorhandene Hundesteuermarke an die Gemeinde zurückzugeben. 

(5) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung weg, ist das der 
Gemeinde innerhalb eines Monats nach Wegfall anzuzeigen. 

§ 11 
Inkrafttreten 

(1) Diese Hundesteuersatzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2024 tritt die Hundesteuersatzung vom 19.12.2006, zuletzt geän-
dert durch die 1. Änderungssatzung vom 13.12.2012 außer Kraft. 

Röckingen, 18.10.2024 
Gemeinde Röckingen 

gez. Schachner, Erster Bürgermeister 
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10. Hinweise zur Reinigungs- und Sicherungsverordnung 

Die bisherige Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentlichen Straßen und die Si-
cherung der Gehbahnen im Winter wird durch Zeitablauf in Kürze außer Kraft treten. Die Neufassung 
wurde nach der aktuellen Musterverordnung entwickelt und beinhaltet die aktuelle Rechtsprechung. 
Die Verordnung wird nachfolgend öffentlich bekannt gemacht. 

11. Bekanntmachung der Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentli-
chen Straßen und die Sicherung der Gehbahnen im Winter (Reinigungs- und Siche-
rungsverordnung) vom 17.10.2024 
Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Oktober 1981 (BayRS 91-1-I), zuletzt geändert durch § 1 
Abs. 101 der Verordnung vom 04. Juni 2024 (GVBl. S. 98), erlässt die Gemeinde Röckingen fol-
gende Verordnung: 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Inhalt der Verordnung  
Diese Verordnung regelt Inhalt und Umfang der Reinhaltungs-, Reinigungs- und Sicherungspflichten 
auf den öffentlichen Straßen in der Gemeinde Röckingen. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
Öffentliche Straßen, Gehbahnen, geschlossene Ortslage  

(1) Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen, Wege und Plätze mit ihren Bestandteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 BayStrWG oder des § 1 
Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der jeweiligen Fassung. Hierzu gehören 
insbesondere die Fahrbahnen, die Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, die Geh- und 
Radwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege und die der Straße dienenden Gräben, Böschun-
gen, Stützmauern und Grünstreifen. Die Bundesautobahnen sind keine öffentlichen Straßen im 
Sinne dieser Verordnung.  

(2) Gehbahnen sind  

a) die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und abgegrenzten Teile der öffentlichen 
Straßen (insbesondere Gehwege sowie gemeinsame Geh- und Radwege) und die selbststän-
digen Gehwege sowie die selbstständigen gemeinsamen Geh- und Radwege 

oder 

b) in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Abgrenzung, die dem Fußgängerverkehr die-
nenden Teile am Rande der öffentlichen Straßen  

in einer Breite von 1,00 Meter, gemessen vom begehbaren Straßenrand aus.  

(3) Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebiets, der in geschlossener oder offener 
Bauweise zusammenhängend bebaut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur Bebauung unge-
eignetes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige Bebauung unterbrechen den Zusammenhang 
nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 BayStrWG).  

Reinhaltung der öffentlichen Straßen 

§ 3 Verbote 
(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist es untersagt, öffentliche Straßen mehr als 
nach den Umständen unvermeidbar zu verunreinigen oder verunreinigen zu lassen.  

(2) Insbesondere ist es verboten,  

a) auf öffentlichen Straßen Putz- oder Waschwasser, Jauche oder sonstige verunreinigende 
Flüssigkeiten auszuschütten oder ausfließen zu lassen, Fahrzeuge, Maschinen oder sons-
tige Geräte zu säubern, Tierfutter auszubringen; 

b) Gehwege durch Tiere verunreinigen zu lassen; 

c) Steine, Bauschutt, Holz, Schrott, Gerümpel, Verpackungen, Behältnisse sowie Eis und 
Schnee  
1. auf öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, 
2. neben öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, wenn dadurch die Stra-

ßen verunreinigt werden können, 
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3. in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, Durchlässe oder offene Abzugsgräben der  
öffentlichen Straßen zu schütten oder einzubringen. 

(3) Das Abfallrecht bleibt unberührt.  

Reinigung der öffentlichen Straßen 

§ 4 Reinigungspflicht 
(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit haben die Eigentümer und die zur Nutzung 
dinglich Berechtigten von Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen Ortslage an die im Stra-
ßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten öffentlichen Straßen angrenzen (Vorderlieger) oder 
über diese öffentlichen Straßen mittelbar erschlossen werden (Hinterlieger), die in § 6 bestimmten 
Reinigungsflächen gemeinsam auf eigene Kosten zu reinigen. Grundstücke werden über diejenigen 
Straßen mittelbar erschlossen, zu denen über dazwischenliegende Grundstücke in rechtlich zuläs-
siger Weise Zugang oder Zufahrt genommen werden darf.  

(2) Grenzt ein Grundstück an mehrere im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführte öffent-
liche Straßen an oder wird es über mehrere derartige Straßen mittelbar erschlossen oder grenzt es 
an eine derartige Straße an, während es über eine andere mittelbar erschlossen wird, so besteht die 
Verpflichtung für jede dieser Straßen.  

(3) Die Vorderlieger brauchen eine öffentliche Straße nicht zu reinigen, zu der sie aus tatsächlichen 
oder aus rechtlichen Gründen keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen können und die von ihrem 
Grundstück aus nur unerheblich verschmutzt werden kann.  

(4) Keine Reinigungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlieger, deren Grundstücke einem öf-
fentlichen Verkehr gewidmet sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Gebäude stehen.  

(5) Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Absatzes 1 sind die Erbbauberechtigten, die Nieß-
braucher, die Dauerwohn- und Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber eines Wohnungsrechtes 
nach § 1093 BGB. 

§ 5 Reinigungsarbeiten 
Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben die Vorder- und Hinterlieger die im Straßenreinigungs-
verzeichnis (Anlage) aufgeführten öffentlichen Straßen, und zwar innerhalb der in § 6 genannten 
Reinigungsflächen, zu reinigen.  
Sie haben dabei die Gehwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege, die Radwege und die inner-
halb der Reinigungsflächen befindlichen Teile der Fahrbahn (einschließlich der Parkstreifen) nach 
Bedarf 

a) zu kehren und den Kehricht, Schlamm und sonstigen Unrat zu entfernen (soweit eine Entsor-
gung in üblichen Hausmülltonnen für Biomüll, Papier oder Restmüll oder in Wertstoffcontainern 
möglich ist); entsprechendes gilt für die Entfernung von Unrat auf den Grünstreifen.  
Im Herbst sind die Reinigungsarbeiten bei Laubfall, soweit durch das Laub – insbesondere bei 
feuchter Witterung – die Situation als verkehrsgefährdend einzustufen ist, ebenfalls durchzufüh-
ren. 

b) von Gras und Unkraut sowie Moos und Anflug von sonstigen Pflanzen zu befreien, soweit es 
aus Ritzen und Rissen im Straßenkörper wächst. 

c) insbesondere nach einem Unwetter sowie bei Tauwetter, die Abflussrinnen und Kanaleinläufe 
freizumachen, soweit diese innerhalb der Reinigungsfläche (§ 6) liegen.  

 

§ 6 Reinigungsfläche 
(1) Die Reinigungsfläche ist der Teil der öffentlichen Straßen, der zwischen der gemeinsamen 

Grenze des Vorderliegergrundstücks mit dem Straßengrundstück, 

und  

a) bei Straßen der Gruppe A des Straßenreinigungsverzeichnisses (Anlage) 
 der Fläche außerhalb der Fahrbahn, 

b) bei Straßen der Gruppe B des Straßenreinigungsverzeichnisses (Anlage) 
 einer parallel zum Fahrbahnrand in einem Abstand von 0,50 m verlaufenden Linie  

innerhalb der Fahrbahn, 

c) bei Straßen der Gruppe C des Straßenreinigungsverzeichnisses (Anlage) 
 der Fahrbahnmitte bzw. der Straßenmitte 
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liegt, wobei Anfang und Ende der Reinigungsfläche vor einem Grundstück jeweils durch die von 
den Grundstücksgrenzen aus senkrecht zur Straße gezogenen Linien bestimmt werden. 

(2) Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 entsprechend für jede öffentliche Straße, an die das 
Grundstück angrenzt, einschließlich der gegebenenfalls in einer Straßenkreuzung liegenden Flä-
chen. 

§ 7 Gemeinsame Reinigungspflicht der Vorder- und Hinterlieger 
(1) Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten Hinterliegern die Reinigungs-
pflicht für ihre Reinigungsflächen. Sie bleiben auch dann gemeinsam verantwortlich, wenn sie sich 
zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder Unternehmer bedienen; das Gleiche gilt auch 
für den Fall, dass zwischen Vorder- und Hinterliegern Vereinbarungen nach § 8 (Aufteilung der Rei-
nigungsarbeiten) abgeschlossen sind.  

(2) Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen Grundstück er Zugang oder Zu-
fahrt zu derselben öffentlichen Straße nehmen darf, an die auch das Vorderliegergrundstück an-
grenzt. 

§ 8 Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei Vorder- und Hinterliegern 
(1) Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Aufteilung der auf sie treffenden Arbeiten 
untereinander durch Vereinbarung zu regeln.  

(2) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vorder- oder Hinterlieger eine Entschei-
dung der Gemeinde über die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre Arbeiten zu erbringen 
haben, beantragen. Unterscheiden sich die Grundstücke der einander zugeordneten Vorder- und 
Hinterlieger hinsichtlich der Flächen wesentlich, kann die Entscheidung beantragt werden, dass die 
Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen zu erbringen sind, sondern dass die Zeitabschnitte in dem-
selben Verhältnis zueinanderstehen, wie die Grundstücksflächen. 

Sicherung der Gehbahnen im Winter 

§ 9 Sicherungspflicht  
(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz haben die Vorder- 
und Hinterlieger die in § 11 bestimmten Abschnitte der Gehbahnen (Sicherungsfläche) der öffentli-
chen Straßen, die an ihr Grundstück angrenzen oder ihr Grundstück mittelbar erschließen, auf ei-
gene Kosten in sicherem Zustand zu erhalten.  

(2) § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, §§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die Sicherungspflicht besteht für 
alle öffentlichen Straßen (§ 2 Abs. 1) innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 2 Abs. 3) auch wenn 
diese nicht im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführt sind.  

§ 10 Sicherungsarbeiten 
(1) Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an Werktagen ab 7 Uhr und an Sonn- 
und gesetzlichen Feiertagen ab 8 Uhr von Schnee zu räumen und bei Schnee-, Reif- oder Eisglätte 
mit geeigneten abstumpfenden Stoffen (z. B. Sand, Splitt), nicht jedoch mit Tausalz oder ätzenden 
Mitteln zu bestreuen oder das Eis zu beseitigen. Bei besonderer Glättegefahr (z. B. an Treppen oder 
starken Steigungen) ist das Streuen von Tausalz zulässig. Diese Sicherungsmaßnahmen sind bis 
20 Uhr so oft zu wiederholen, wie es zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz erforderlich ist.  

(2) Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben der Gehbahn so zu lagern, dass 
der Verkehr nicht gefährdet oder erschwert wird. Abflussrinnen, Hydranten, Kanaleinlaufschächte 
und Fußgängerüberwege sind bei der Räumung freizuhalten.  

§ 11 Sicherungsfläche 
(1) Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück innerhalb der in § 6 genannten Reini-
gungsfläche liegende Gehbahn nach § 2 Abs. 2. 

(2) § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß.  

Schlussbestimmungen 

§ 12 Befreiung und abweichende Regelungen 
(1) Befreiungen vom Verbot der Straßenverunreinigung nach § 3 gewährt die Gemeinde, wenn der 
Antragsteller die unverzügliche Reinigung besorgt.  
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(2) In Fällen, in denen die Vorschriften dieser Verordnung zu einer erheblichen unbilligen Härte füh-
ren würden, die dem Betroffenen auch unter Berücksichtigung der öffentlichen Belange und der 
Interessen der übrigen Vorder- und Hinterlieger nicht zugemutet werden kann, spricht die Gemeinde 
auf Antrag durch Bescheid eine Befreiung aus oder trifft unbeschadet des § 8 Abs. 2 sonst eine 
angemessene Regelung. Eine solche Regelung hat die Gemeinde auch zu treffen in Fällen, in denen 
nach dieser Verordnung auf Vorder- und Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. Die Entscheidung 
kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen oder Widerrufsvorbehalt erteilt werden.  

§ 13 Ordnungswidrigkeiten 
Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 3 eine öffentliche Straße verunreinigt oder verunreinigen lässt, 

2. die ihm nach den §§ 4 und 5 obliegende Reinigungspflicht nicht erfüllt, 

3. entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbahnen nicht oder nicht rechtzeitig sichert. 

§ 14 Inkrafttreten 
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 20 Jahre.  

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Reinhaltung, Reinigung und Sicherung der öffentlichen 
Straßen vom 22. Oktober 2005 außer Kraft.  

Röckingen, 18.10.2024 
Gemeinde Röckingen 

gez. Schachner, 1. Bürgermeister 

Anlage zur Straßenreinigungsverordnung 
(zu § 4 Abs. 1, § 5 und § 6) 

Straßenreinigungsverzeichnis 

Gruppe A 
(Reinigungsfläche: Gehwege, gemeinsame Geh- und Radwege, Radwege sowie Grünstreifen 
und von der Fahrbahn getrennte Parkstreifen) 

Dieser Kategorie sind keine Straßen zugeordnet. 

Gruppe B  
(Reinigungsfläche: Flächen der Gruppe A und zusätzlich die Fahrbahn- 
ränder in der in § 6 Abs. 1 Buchstabe b festgelegten Breite) 

Röckingen: Ortsdurchfahrt Kreisstraße AN 47 (Obere Dorfstr. und Untere Dorfstr.) 

Gruppe C  
(Reinigungsfläche: bis zur Fahrbahnmitte bzw. Straßenmitte) 

Alle Straßen, die nicht in den Gruppen A und B aufgeführt sind.  

12. Winterdienst 
Wenn der erste Schnee fällt, treten häufig Fragen zum Winterdienst auf. Deshalb einige Hinweise für 
den Winterdienst.  

Entsprechend der gemeindlichen Satzung ist jeder Eigentümer verpflichtet, den Schnee auf 
angrenzenden Gehwegen, ersatzweise auf den Straßen zu räumen und bei Schnee-, Reif- oder 
Eisglätte mit geeigneten abstumpfenden Stoffen zu streuen. Die genannten Sicherungsmaßnahmen 
sind an Werktagen ab 7.00 Uhr, an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen ab 8.00 Uhr 
durchzuführen. Die Räum- und Streupflicht gilt täglich bis 20.00 Uhr, d. h. bei entsprechender 
Witterung sind die Maßnahmen mehrmals durchzuführen.  

Der Einsatz von Streusalz ist nur bei besonderer Glättegefahr (z. B. an Treppen oder starken 
Steigungen) zulässig. Sorgen Sie rechtzeitig dafür, dass die notwendige Räum- und Streupflicht 
erforderlichenfalls von Dritten durchgeführt wird.  

Bezüglich der, von der Gemeinde zu räumenden Flächen, bitten wir um Verständnis, dass nicht jede 
Strecke sofort geräumt bzw. gestreut werden kann. 
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13. Baum- und Heckenrückschnitt 
Beim Rückschnitt von Bäumen und Büschen sind neben fachlichen Gesichtspunkten auch rechtliche 
Vorgaben zu beachten. So ist es verboten, in der Vegetationszeit (01.03. bis 30.09.) Bäume außer-
halb des Waldes, Hecken, Gebüsche und andere Gehölze abzuschneiden oder bis auf den Wurzel-
stock zurückzuschneiden. Daneben enthält das Bayerische Naturschutzgesetz ein ganzjähriges Be-
seitigungsverbot für Hecken, lebende Zäune, Feldgehölze oder -gebüsche einschließlich Uferge-
hölze oder -gebüsche in der freien Natur.  

Ausnahmen von diesen Verboten bilden vor allem Maßnahmen, die im öffentlichen Interesse nicht 
auf andere Weise oder zu anderer Zeit durchgeführt werden können, wenn sie behördlich durchge-
führt oder zugelassen werden. Ebenfalls erlaubt sind nach § 15 Bundesnaturschutzgesetz zulässige 
Eingriffe in Natur und Landschaft sowie die Beseitigung von geringfügigem Gehölzbewuchs zur Ver-
wirklichung zulässiger Bauvorhaben.  

Die Gemeinde rät allen Verantwortlichen dringend, alle planbaren Maßnahmen zum Zurückschnei-
den von Gehölz auf den Zeitraum vom 1. Oktober bis Ende Februar zu terminieren, um auf der 
sicheren Seite zu sein. 

 
gez.  
Schachner 
1. Bürgermeister 

 
Nichtamtlicher Teil 

1. Infos TSV Röckingen 
Spielplan der 1. und 2. Mannschaft – Fußball 

2. Protactics Hesselberg 
"Protactics Hesselberg" (www.protactics-hesselberg.de) veranstaltet am Samstag, 26.10.2024 ein 
Tages-Seminar "Selbstverteidigung für Jeden - mit und ohne Alltagsgegenstände". Das Seminar ist 
insbesondere auch für Frauen und Senioren geeignet. Ab 14 Jahre. Details und Anmeldungen auf 
der Webseite oder info@protactics-hesselberg.de  

3. Friedhofsegnung 
Die Kath. Pfarrkirchenstiftung Heilig Geist, Wassertrüdingen teilt mit, dass die diesjährige Friedhofs-
segnung in Röckingen am Freitag, 01.11.2024 um 14:45 Uhr stattfindet.  

4. Informationen Bäckerei Geudenberger 
Die Bäckerei Geudenberger hat vom 11.11.2024 bis 17.11.2024 Betriebsurlaub.  

Montags hat die Bäckerei in Röckingen geöffnet. Nur die Filiale in Wassertrüdingen ist montags 
immer geschlossen.  

Redaktionsschluss für das nächste Mitteilungsblatt ist Mittwoch, 13.11.2024 
Beiträge für das Mitteilungsblatt bitte an poststelle@vg-hesselberg.de 

Datum Uhrzeit Gegner Spielort 
26.10.2024 13:00 SG Aufkirchen/Dorfkem./Sinbr. Aufkirchen (2. Mannschaft) 
 13:00 TV Mkt. Weiltingen 2 Weiltingen (1. Mannschaft) 
03.11.2024 12:30 SG Breitenau/Mosbach 2 Ehingen (2. Mannschaft) 

  14:30 DJK Großenried/Lellenfeld/Arb. Ehingen (1. Mannschaft) 
08.11.2024 19:00 SG Segringen/Dinkelsbühl Segringen (2. Mannschaft) 
10.11.2024 12:30 SG Burk/Beyerberg 2 Burk (2. Mannschaft) 

  14:30 TSV Schopfloch 2 Schopfloch (1. Mannschaft) 
 17.11.2024 14:30 Aufkirchen II Röckingen (1. Mannschaft) 

24.11.2024 12:00 TuS Feuchtwangen II Feuchtw. (1. Mannschaft) 
 12:30 Spfr. Dinkelsbühl 3 Dinkelsbühl (2. Mannschaft) 


